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2. Änderungssatzung zur Hundesteuersatzung  
der Gemeinde Rosendahl vom (Datum) 

 
 
 

Aufgrund  
 
1. des § 7 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen in der Fassung der 

Bekanntmachung vom 14. Juli 1994 (GV NW S. 666), 

2. der §§ 3 und 20 Abs. 2 Buchst. b des Kommunalabgabengesetzes für das Land Nord-
rhein-Westfalen (KAG) vom 21. Oktober 1969 (GV NRW S. 712 / SGV NRW 610), 

- in den jeweils gültigen Fassungen - 
 
hat der Rat der Gemeinde Rosendahl am (Datum) folgende Änderungssatzung beschlossen: 

 

 

Artikel I 
 
§ 1 Abs. 2 erhält folgende Fassung: 
 

§ 1 
Steuergegenstand, Steuerpflicht, Haftung 

 
 
(2) Steuerpflichtig ist, wer einen oder mehrere Hunde in seinen Haushalt aufgenommen 

hat. Alle in einen Haushalt aufgenommenen Hunde gelten als von den Haushaltsange-
hörigen gemeinsam gehalten. Halten mehrere Personen gemeinsam einen oder meh-
rere Hunde, so sind sie Gesamtschuldner. Ein zugelaufener Hund gilt als aufgenom-
men, wenn er nicht innerhalb von zwei Wochen beim Ordnungsamt der Gemeinde Ro-
sendahl gemeldet und bei einer von dieser bestimmten Stelle abgegeben wird. 

 
 
 
§ 4 erhält folgende Fassung: 
 

§ 4 
Allgemeine Steuerermäßigung 

 
(1) Die Steuer ist auf Antrag auf die Hälfte des Steuersatzes nach § 2 zu ermäßigen für 
 

a) einen Hund, der zur Bewachung von Gebäuden, welche von dem nächsten bewohn-
ten Gebäude mehr als 200 Meter entfernt liegen, erforderlich ist, 

 
b) Hunde, die zu Melde-, Sanitäts- oder Schutzzwecken verwendet werden und die da-

für vorgesehene Prüfung vor Leistungsprüfern eines von der Stadt/Gemeinde aner-
kannten Vereins oder Verbandes mit Erfolg abgelegt haben; die Ablegung der Prü-
fung ist durch das Vorlegen eines Prüfungszeugnisses nachzuweisen und die Ver-
wendung des Hundes in geeigneter Weise glaubhaft zu machen. 
Die Anerkennung des Vereins oder Verbandes erfolgt auf Antrag, wenn glaubhaft 
gemacht wird, dass die antragstellende Vereinigung über hinreichende Sachkunde 
und Zuverlässigkeit für die Durchführung der Leistungsprüfung verfügt. 



 
(2) Für einen Hund, der zur Bewachung von landwirtschaftlichen Anwesen, welche von 

dem nächsten im Zusammenhang bebauten Ortsteil mehr als 400 Meter entfernt lie-
gen, erforderlich ist, ist die Steuer auf Antrag auf ¼ des Steuersatzes nach § 2 zu er-
mäßigen. 

 
(3) Für Personen, die Hilfe zum Lebensunterhalt (§§ 27-40 SGB-XII), Grundsicherung im 

Alter und bei Erwerbsminderung (§§ 41-46 SGB-XII) oder Arbeitslosengeld II (§§ 19-27 
SGB-II) erhalten sowie für diesen einkommensmäßig gleichstehende Personen wird 
die Steuer für einen Hund auf Antrag um die Hälfte gesenkt. 

 
(4) Für gefährliche Hunde im Sinne des § 2 Abs. 2 wird eine Steuerermäßigung nach den 

Absätzen 1 bis 3 nicht gewährt. 
 
 
 

 
 
 

Artikel II 
 

Diese 2. Änderung der Satzung tritt am 1. Januar 2019 in Kraft. 


